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Änderungsantrag zu 3.3

Von Zeile 17 bis 18:
Wir erleben gerade in den sozialen Medien eine Verrohung der Sprache, eine sich ausbreitende
Respektlosigkeit gegen Andersdenkende und offen vorgetragene Hassparolen gegen Nichtdeutsche,
Glaubensgemeinschaften, Minderheiten, einzelne Bevölkerungsgruppen oder schlicht Andersdenkende.
Hass, Hetze und Mobbing stellen eine Bedrohung für unsere offene Gesellschaft dar, da sie Menschen
gezielt von der gleichberechtigten Teilnahme an einer Debatte abhalten. Wir fordern, dass
Einschüchterungen und Straftaten dieser Art mit allen rechtsstaatlichen Mitteln verfolgt werden. Der
Ausweitung der privaten Rechtsdurchsetzung durch Online-Plattformen widersprechen wir, stattdessen
fordern wir einen Ausbau der Kapazitäten und gezielte Schulungen bei Polizei und
Staatsanwaltschaften in diesem Bereich. Wir wollen auch Opferschutzverbände, Beratungsstellen und
psychotherapeutischen Einrichtungen entsprechend unterstützen. Zudem braucht es einfachere Wege, 
solcheillegale Inhalte zu melden und anzuzeigen. Die massenhafte Nichtbearbeitung von Anzeigen in
diesem Bereich aufgrund von Überlastung der Sicherheitsbehörden darf nicht mehr vorkommen.

40. Landesdelegiertenkonferenz Bündnis 90/Die Grünen Brandenburg 
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